Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2952 


Sachgebiet 90 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Wohlrabe, Frau Berger, 

Dr. Kotowski, Kunz, Müller (Berlin), Frau Pieser, 
Dr. Schulz (Berlin) und Genossen 


betr. Post- und Telefon verkehr mit der DDR 


Im Bestreben, Hindernisse für innerdeutsche Bindungen abzu- 
bauen und im Bestreben, den Austausch von Informationen, 

Meinungen und Personen in Deutschland zu fördern, fragen wir 

die Bundesregierung: 

1. In welchem Umfang betreiben DDR-Behörden nach Kenntnis 
der Bundesregierung rechtswidrige oder schikanöse Zensur- 
und Kontrollmaßnahmen im innerdeutschen Paket- und 
Briefverkehr? 

2. Haben sich auf diesem Gebiet - eventuell im Zusammenhang 
mit den innerdeutschen Verhandlungen und Vereinbarun- 
gen - in der Praxis der DDR Änderungen ergeben? 

3. Wie interpretiert die Bundesregierung ihre widersprüch- 
lichen Angebote unter Punkt 5 und 17 von Kassel im Hin- 
blick auf die DDR-Behinderungen im innerdeutschen Post- 
verkehr? 

4. Nachdem die Bundesregierung bereit war, die Forderungen 
der DDR-Post im Verkehr mit der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach internationalen Normen und internationalen Ge- 
bühren zu akzeptieren, bitten wir um Auskunft, was die 
Bundesregierung unternommen hat, um wenigstens ein der 
internationalen Übung entsprechendes Verhalten der DDR- 
Behörden im innerdeutschen Postverkehr zu erreichen? 

5. Hat sie insbesondere die Zahlung des Pauschalbetrages von 
250 Millionen DM an die DDR-Post von der Beendigung der 
DDR-Schikanen abhängig gemacht? 

6. Aufgrund welcher Abrechnungsgrundsätze sind die einma- 
lige Zahlung von 250 Millionen DM am 15. Dezember 1971 
bzw. die bisherigen laufenden Zahlungen von 30 Millionen 
DM pro Jahr vereinbart worden? 
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7. Hat die seit dem 1. Juli 1971 praktizierte Erhebung von Aus- 
landsgebühren durch die DDR-Post für Sendungen in die 
Bundesrepublik Deutschland oder nach West-Berlin den 
Umfang dieses Postverkehrs gemindert? 

8. Weshalb ist eine Direktwahl im Telefonverkehr von West- 
Berlin nach Ost-Berlin bisher nicht möglich, obwohl die DDR- 
Behörden eine derartige technische Verbesserung bereits 
im Telefonverkehr von Ost-Berlin nach West-Berlin einge- 
führt haben? 


Bonn, den 15. Dezember 1971 
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Frau Berger 
Dr. Kotowski 
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Frau Tübler 
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